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Economiesuisse warnt vor verschärften Klimazielen
Unternehmen, die am freiwilligen Klimaschutzsystem des Bundes teilnehmen, sollen neu zu einer jährlichen, fixen CO2-Reduktion verpflichtet werden

JÜRG MEIER

Als das Parlament im März dieses Jah-
res das CO2-Gesetz revidierte, war sich
der Wirtschaftsdachverband Economie-
suisse über eines im Klaren: Die Schwei-
zer Unternehmen werden ihre Anstren-
gungen verstärken müssen, um die ehr-
geizigen neuen Ziele zu erreichen. Die
Industrie etwa soll ihren CO2-Ausstoss
bis 2030 um 35 Prozent senken.

Doch die Verordnung, mit welcher
der Bund das Gesetz nun umsetzen will,
schickt Schockwellen durch die Wirt-
schaft. Economiesuisse nehme mit «Er-
staunen und grossem Unverständnis»
Kenntnis von «fundamentalen Ände-
rungen an den gesetzlichen Grund-
lagen», heisst es dazu in einem Papier
des Verbandes. Werde das Gesetz in
dieser Form erlassen, seien mittelfristig
Produktionsstandorte in der Schweiz
«wegen ungenügender Wettbewerbs-
fähigkeit existenziell gefährdet».

Betroffen von der Änderung sind ins-
besondere energieintensiv produzierende
kleine und mittelgrosse Firmen. Sollten
die Pläne des Bundes tatsächlich umge-
setzt werden, befürchtet das Economie-
suisse-Geschäftsleitungsmitglied Alexan-
der Keberle, «dass wir in gewissen Bran-
chen eine Deindustrialisierung sehen
werden, wie sie in grösserem Ausmass in
Deutschland bereits zu beobachten ist».

System hat bisher viel erreicht

Stein des Anstosses sind die vom Bund
geplanten Änderungen im sogenann-
ten Zielvereinbarungssystem. Mit die-
sem im Jahr 2000 geschaffenen Klima-
schutz-Instrument können sich energie-
intensive Unternehmen dazu verpflich-
ten, ihre Emissionen zu reduzieren. Im
Gegenzug wird ihnen die CO2-Abgabe
vollständig rückerstattet. Diese Abgabe
wird auf Brennstoffen erhoben, insbe-
sondere Heizöl und Erdgas. Sie beträgt

heute 120 Franken pro Tonne CO2 und
gehört damit zu den höchsten weltweit.

Aus Sicht der Wirtschaft hat das Ziel-
vereinbarungssystem bisher sehr viel er-
reicht. Es ermöglichte den Unterneh-
men, in den Klimaschutz zu investieren,
ohne deswegen ihre internationale Wett-
bewerbsfähigkeit zu verlieren. Doch nun
stellt das zuständige Bundesamt für Um-
welt (Bafu) das System praktisch auf den
Kopf, wie Alexander Keberle kritisiert.

Mit dem vom Volk 2023 verabschie-
deten Klimaschutzgesetz wurde unter
anderem ein sogenannter Absenkpfad
für die Industrie festgelegt: Die Unter-
nehmen müssen ihren CO2-Ausstoss
nicht linear verringern. Vielmehr ist
die Gangart bis 2040 gemächlicher. Da-
nach beschleunigt sich das Tempo, um
2050 die vom Stimmvolk im Gesetz ver-
ankerte CO2-Neutralität zu erreichen.

Das Bafu will nun von diesem Grund-
satz abrücken und ein verbindliches Ziel
festlegen. Die Unternehmen sollen neu

pro Jahr ihren CO2-Ausstoss um min-
destens 2,5 Prozent verringern. Nur: Für
viele Industrieunternehmen ist das gar
nicht möglich, wie Keberle erklärt. Der
Grund: Viele der dazu nötigen Techno-
logien sind noch gar nicht im grossen
Massstab verfügbar.

Ausstiege zu befürchten

Das ist etwa beim Erdgas der Fall. Viele
Firmen setzen den fossilen Brennstoff ein,
weil sie in ihrem Produktionsprozess sehr
hohe Temperaturen benötigen, zum Bei-
spiel für das Bearbeiten von Metall. Für
solche Unternehmen gibt es aus heutiger
Sicht praktisch nur eine Alternative: das
Erdgas durch Wasserstoff zu ersetzen, der
mit grünem Strom hergestellt wird.

Doch bereits heute ist klar: Bis sol-
cher Wasserstoff in der Schweiz erhältlich
sein wird, werden noch Jahre vergehen.
Zwar wurden in den letzten Jahren welt-
weit Dutzende Projekte für die Produk-

tion von grünem Wasserstoff angekün-
digt. Doch die allermeisten davon haben
bis heute keine Investoren gefunden. Das
führt dazu, dass vielen Unternehmen bis
auf weiteres schlicht die Möglichkeit fehlt,
ihren CO2-Ausstoss rasch zu senken.

Keberle warnt noch vor weiteren Fol-
gen der Änderung. Im CO2-Gesetz wurde
kürzlich festgelegt, dass neu alle Unter-
nehmen am System der Zielvereinbarun-
gen teilnehmen können. Müssen sie nun
zwingend ihren CO2-Ausstoss jedes
Jahr um mindestens 2,5 Prozent senken,
werde das System besonders für solche
Unternehmen unattraktiv, die bereits er-
hebliche Reduktionen erreicht hätten.
«Die vom Bundesamt geplante Ände-
rung bestraft die Vorreiter», sagt Keberle.

Zugleich bestehe die Gefahr, dass
Unternehmen, die heute mit dabei sind,
aus dem System ausscheiden. Die Folge:
Das System der Zielvereinbarungen
wird künftig nicht etwa mehr Wirkung
erzielen als bislang. Sondern weniger.

Im Zentrum steht der Streit um das liebe Geld
An der Weltklimakonferenz in Baku treffen sich Tausende Delegierte, um über die Umsetzung des Pariser Abkommens zu verhandeln

KALINA OROSCHAKOFF

Alle Jahre wieder eine Weltklimakon-
ferenz. In Dubai, wo die Verhandlun-
gen letztes Jahr stattfanden, hatten sich
die beteiligten Regierungen nach müh-
samen Auseinandersetzungen dazu
durchgerungen, den Anfang vom Ende
des fossilen Zeitalters auszurufen. Die-
ses Jahr, an der 29. Weltklimakonferenz
in Baku, stehen nun heftige Kämpfe
über das für die globale Energiewende
notwendige Geld an.

Überschattet wird die Weltklimakon-
ferenz von der Tatsache, dass sie in einem
Land stattfindet, das von den Einnah-
men seiner Erdöl- und Erdgasvorkom-
men profitiert. Aktivisten bemängeln,
dass die autoritäre Regierung die Kon-
ferenz dazu nutzen möchte, ihren inter-
nationalen Ruf reinzuwaschen und vom
Konflikt mit Armenien und von Men-
schenrechtsverletzungen abzulenken.

Aserbaidschans Regierung steht
jedenfalls in der Verantwortung, die Ver-
handlungen erfolgreich zu leiten. Es ste-
hen mühsame Tage und Nächte bevor.

Bis über 1 Billion gefordert

Politische Vertreter von rund 200 Staa-
ten verhandeln ab Montag wieder dar-
über, wie schnell und wie drastisch Treib-
hausgasemissionen in den kommenden
Jahren gesenkt werden können. Und sie
verhandeln darüber, wie sich die Folgen
der Erderwärmung abfedern lassen.

Dabei geht es an der Konferenz vor
allem um eine Frage: Wie viele Milliar-
den, gar Billionen, können künftig an
finanzieller Unterstützung für Entwick-
lungsländer und für von den Auswirkun-
gen des Klimawandels besonders hart
getroffene Länder bereitgestellt wer-
den? Dazu gehören auch hochkomplexe
Verhandlungen über den internationa-
len Handel mit CO2-Gutschriften. Das
soll nicht nur Ländern wie der Schweiz
erleichtern, ihre Emissionsziele so güns-
tig wie möglich zu erreichen. Befürwor-
ter sagen, dass ein solcher Markt auch
zusätzliche Finanzmittel für Entwick-
lungsländer generieren könne.

Der Streit über die sogenannte Klima-
finanzierung brodelt seit Jahren. 2009
einigten sich die Industriestaaten dar-
auf, bis zum Jahr 2020 jährlich 100 Mil-
liarden Dollar an finanzieller Unterstüt-
zung zu mobilisieren. Der Betrag war da-
bei eine rein politische Zielmarke. Die
Summe wurde während der Verhand-
lungen aus der Luft gegriffen – und hat
seitdem die Beziehungen zwischen Ent-
wicklungsländern und Industrieländern
schwer belastet. Das lag vor allem daran,
dass die Industrieländer ihrer Verpflich-
tung lange nicht nachgekommen sind.
Erst 2022, so eine offizielle Hochrech-
nung, wurde der Betrag erreicht.

In diesem Jahr sollen sich Regierun-
gen nun offiziell auf ein neues Ziel eini-
gen, das ab 2025 gilt. In der Diskussion
geht es dabei längst über mehr als die
100 Milliarden. Forderungen vonseiten
verschiedener Allianzen von Entwick-
lungs- und Schwellenländern reichen
bis zu über 1 Billion jährlich. «Es geht
mindestens um eine Verzehnfachung
der bisherigen Gelder.Alles andere wird
dem enormen Bedarf an Klimafinanzie-
rung zum Einhalten des Pariser Klima-
abkommens nicht gerecht», sagt David
Ryfisch von der deutschen Nichtregie-
rungsorganisation Germanwatch.

Internationale Machtkämpfe

Das ist auch den Diplomaten aus den
Industriestaaten bewusst. So schreiben
die USA in einem Positionspapier, dass
es weithin anerkannt sei, dass der Finanz-
bedarf zur Erreichung der Pariser Klima-
ziele bei weit über einer Billion Dol-
lar liege. Der Kampf der kommenden
Wochen dreht sich dabei weniger um den
Betrag selbst, als vielmehr um die Fragen,
wer die Summen bereitstellt, in welchem
Masse der Privatsektor einbezogen wer-
den wird und an welche Bedingungen die
Gelder geknüpft sind. «Es ist jedoch klar,
dass öffentliche internationale Finanz-
mittel allein ein solches Niveau nicht er-

reichen können. Und das Klimafinanzie-
rungsziel muss diese Realität widerspie-
geln», schreiben etwa die USA. Dazu
kommt auch, dass viele der traditionellen
Geberländer ihre eigenen Staatshaushalte
gestrafft haben. Dabei haben sie auch die
Mittel für die Entwicklungshilfe gekürzt,
wie zum Beispiel Grossbritannien.

Die Auseinandersetzungen der kom-
menden Wochen spiegeln vor allem auch
ein geopolitisches Kräftemessen wider. Es
spitzt sich seit Jahren zu. In diesem Jahr
wird der Machtkampf von den Kriegen in
der Ukraine, in Gaza und dem wirtschafts-
politischen Wettstreit zwischen den USA,
China und Europa weiter verschärft.

In der alteingesessenen Logik der
Klimaverhandlungen waren bislang
nur die Industrieländer gefordert, die
Finanzmittel bereitzustellen. Doch diese
Staaten, allen voran die USA, die Mit-
gliedsländer der EU sowie die Schweiz,
wollen das inzwischen nicht länger hin-
nehmen. Längst sind sie nicht mehr
allein für die steigenden Emissionen
und die damit einhergehenden Schäden
verantwortlich. Im Gegenteil. Die wirt-
schaftlichen Emporkömmlinge der G-20
tragen den Löwenanteil an den steigen-
den Emissionen. Auch sie sollen künftig
finanziell in der Verantwortung stehen.

Schon letztes Jahr hatte der EU-Kom-
missar Wopke Hoekstra betont, dass es

keinen Grund mehr gebe, wohlhabende
Schwellenländer, allen voran China und
die Erdölstaaten am Golf, vom Haken zu
lassen. In diesem Jahr werden solche For-
derungen noch lauter ertönen – und die
Stimmung erwartungsgemäss aufheizen.
Die wachsende Schuldenkrise in vielen
Entwicklungsländern wird die Verhand-
lungen dabei weiter belasten.

Teure Wetterextreme

Auch die steigenden Kosten durch sich
häufende Wetterextreme überschat-
ten die Konferenz. Ein neuer Fonds für
Klimaschäden und Verluste, die schon
heute unabweisbar sind, wurde vor zwei
Jahren an der Weltklimakonferenz in
Sharm al-Sheikh beschlossen.

Bislang haben Länder rund 700 Mil-
lionen Dollar an Finanzierung verspro-
chen, und viele organisatorische Fra-
gen sind offiziell geklärt. Der Betrag sei
ein Anfang, sagen Beteiligte, aber rei-
che bei weitem nicht aus, um betrof-
fene Entwicklungsländer zu unterstüt-
zen. Es sei weiterhin offen, wie effektiv
der Fonds den Ländern zügig und aus-
reichend Hilfe zukommen lassen könne.

Dabei wurden in diesem Jahr nicht
nur anfällige Entwicklungsländer heftig
von den Auswirkungen steigender Tem-
peraturen gebeutelt. Hitzewellen, Über-

schwemmungen und Dürren haben wäh-
rend der vergangenen Monate Gemein-
den und Städte in ganz Europa mitge-
nommen. Der Klimawandel verschärft
solche Extremereignisse.

Die Bilder der Zerstörung, so Klima-
diplomaten und Aktivisten, zeigten
immer klarer, wie dringend die Treib-
hausgasemissionen in den kommenden
Jahren fallen müssten. In den vergange-
nen Jahren sind sie immer noch gestie-
gen, wenn auch langsam. Regierungen
stehen unter Druck, im nächsten Jahr
neue und verbesserte Klimapläne vor-
zulegen. Das sehen die Regeln des Pari-
ser Klimaabkommens so vor.

Gleichzeitig zeigen die jüngsten Zah-
len der Uno, dass Regierungen mit-
tels ihrer geplanten Emissionsreduktio-
nen zur Zeit auf bis zu 3,1 Grad Erwär-
mung zusteuern – im besten Fall auf etwa
2,4 Grad. Das ist weit entfernt von den
Zielen des Abkommens, den Temperatur-
anstieg bis zum Ende des Jahrhunderts
auf weit unter 2 Grad und idealerweise
auf 1,5 Grad zu begrenzen. Diese Be-
funde geben Aktivisten nicht nur Grund
zur Sorge, sondern weitere Munition, den
dringenden Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen lautstark zu fordern. In Dubai hat-
ten sich Regierungen auf vage Formulie-
rungen in diese Richtung geeinigt.

Laut Daten der Internationalen Ener-
gieagentur (IEA) hat die weltweite Ener-
giewende Fahrt aufgenommen: Die jähr-
lichen Investitionen in saubere Energie-
projekte nähern sich 2 Billionen Dollar.
Sie werden damit fast doppelt so hoch
sein wie die Summe, die für neue Öl-,
Gas- und Kohlelieferungen ausgegeben
wird, so die IEA. Gleichzeitig fallen auch
die Kosten für viele grüne Technologien
wieder, nachdem sie infolge der Covid-
Pandemie teilweise gestiegen sind.

Aber Erdöl, Gas und Kohle dominie-
ren weiterhin das globale Energiesystem.
Und die grossen Petrolstaaten machen
keine Anzeichen, dass sie bereit sind, den
Öl- und Gashahn zuzudrehen. Im Gegen-
teil. Diese Aussicht hat sich am Mittwoch
weiter verschlechtert, nachdem Donald
Trump als Wahlsieger aus den amerika-
nischen Präsidentschaftswahlen hervor-
gegangen ist. Die USA sind nicht nur der
weltweit zweitgrösste Verursacher von
Emissionen. Sie sind auch der weltweit
grösste Erdölproduzent. Die Vereinigten
Staaten haben in den vergangenen sechs
Jahren in Folge mehr Rohöl gefördert als
jedes andere Land zu irgendeinem Zeit-
punkt, so die landeseigene Energieagen-
tur in diesem März. Gleichzeitig expor-
tiert kein Land mehr Flüssigerdgas als
die USA. Umweltaktivisten aus aller
Welt schickten schon am Mittwoch war-
nende Zitate an Journalisten; die Angst
geht um, dass eine weitere Amtszeit
unter Trump die internationalen Klima-
bemühungen langfristig ramponiert.

In Aserbaidschan – einem Land, das von den Einnahmen aus dem Export fossiler Brennstoffe lebt – ringen die Regierungen um
neue Mittel im Kampf gegen die Folgen der Erderwärmung. DMITRY LOVETSKY / AP
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Globale Fortschritte nicht übersehen
Die Welt verbessert sich dank den vielen Menschen, die sich für sie engagieren

DINA POMERANZ

Oft wird behauptet, Bestrebungen, die
Welt zu verbessern, seien naiv oder gar
hoffnungslos. Kriege, wirtschaftliche
Krisen, Naturkatastrophen und andere
Nachrichten dominieren oft die Schlag-
zeilen. Doch ein Blick auf die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse der Entwick-
lung derWelt in den letzten Jahrzehnten
zeigt: Trotz den vielen Herausforderun-
gen hat sich das Leben der Menschen
in vielerlei Hinsicht massiv verbessert.
Und dies dank dem Engagement von
vielen Menschen auf der ganzenWelt.

Unsere Generation hat die grösste
globale Armutsreduktion in der Ge-
schichte der Menschheit erlebt. Seit
1990 ist die extremeArmut weltweit um
drei Viertel gefallen von rund 37 Pro-
zent auf 9 Prozent (im Jahr 1920 waren
es rund 80 Prozent). Extreme Armut
ist definiert als ein Leben mit weniger
als 2 Franken 50 pro Tag, doch auch bei
höheren Armutsgrenzen beobachten
wir ähnliche Verbesserungen. Nicht nur
der Prozentsatz, sondern auch die ab-
solute Zahl ist gesunken. Obwohl sich
die Weltbevölkerung seit 1820 mehr als
versiebenfacht hat, leben heute insge-
samt 240 Millionen Menschen weniger
in extremer Armut als damals.

Auch in der Gesundheitsversorgung
hat die Menschheit riesige Fortschritte
erzielt. Der Rückgang der Kindersterb-
lichkeit ist eine der grössten Revolutio-
nen der Menschheitsgeschichte. Wäh-
rend im Jahr 1800 noch mehr als vier von
zehn Kindern starben, bevor sie das Al-
ter von fünf Jahren erreichten, liegt die
Sterberate heute bei weniger als 0,4 von
10 Kindern. Impfprogramme, bessere
medizinischeVersorgung und der Zugang
zu sauberem Wasser und sanitären Ein-
richtungen haben zu diesen enormenVer-
besserungen beigetragen. Entsprechend
steigt die Lebenserwartung: Diese war in
der Schweiz 1940 gleich hoch wie im heu-
tigen Ghana und niedriger als im heuti-
gen Pakistan.

Demografischer Wandel

Ein weitverbreitetes Missverständnis ist,
dass ein solcher Rückgang der Sterb-
lichkeitsrate zu einer «Bevölkerungs-
explosion» führen wird. Doch die Rea-
lität ist komplexer: DieAnzahl der Kin-
der weltweit wächst kaum noch. Denn
wenn die Kindersterblichkeit sinkt und
die Aussicht auf die Überlebenschan-
cen der eigenen Kinder steigt, bekom-
men die meisten Familien auch weni-
ger Kinder.Warum wächst die Bevölke-
rung dann weiter? Die grossen jüngeren
Generationen, die bereits auf der Welt
sind, werden erwachsen – bekommen
aber bereits selbst weniger Kinder. Län-
der durchlaufen einen demografischen
Wandel. In vielen Ländern ist das Be-
völkerungswachstum mittlerweile stark

abgeflacht, und viele Länder, wie auch
die Schweiz, würden ohne Einwande-
rung sogar schrumpfen. Die «Bevölke-
rungsbombe» ist also entschärft, und die
Weltbevölkerung wird voraussichtlich in
einigen Jahrzehnten stabil bleiben oder
sogar zurückgehen.

Hinter all diesen statistischen Erfol-
gen verbergen sich Millionen von ver-
änderten Lebensrealitäten. Ein Rück-
gang in Kinder- und Müttersterberaten
bedeutet weniger Leid und Trauer für
Familien. Weniger Armut bedeutet auch
weniger Hunger, bessere Gesundheit,
weniger psychische Belastungen und
mehr Zugang zu Bildung.All das trägt zu
einer verbesserten Lebensqualität bei, die
heutemehr Leute denn je erleben dürfen.
Menschen,die sich früher täglichmit dem
Überleben beschäftigen mussten, haben
nun die Möglichkeit, sich weiterzubilden,
sich zu entfalten und ein selbstbestimm-
tes Leben zu führen. Das drückt sich in

der Zunahme von Gleichberechtigung
und liberalen Werten aus. Global stieg
der Anteil Frauen in Parlamenten von
9 Prozent im Jahr 1990 auf 26 Prozent im
Jahr 2023,und viele Länder habenHomo-
sexualität nicht nur entkriminalisiert, son-
dern sogar gleichgeschlechtliche Partner-
schaften rechtlich anerkannt.

Doch Fortschritte erfolgen nicht
automatisch. Situationen verändern
sich dank dem grossen Einsatz vonMen-
schen auf der ganzen Welt, sei es in der
Politik, bei der Entwicklung neuerTech-
nologien, in der Medizin, im Erschlies-
sen von neuen Märkten, in gesellschaft-
lichem Engagement. Auch die interna-
tionale Zusammenarbeit und die Ent-
wicklungshilfe spielen eine wichtige
Rolle. Dank verbesserten Methoden
und der Verfügbarkeit von mehr Daten
kann wissenschaftlich aufgezeigt wer-
den, dass Entwicklungshilfe Millionen
von Menschen den Zugang zu saube-

rem Wasser, Bildung und Gesundheits-
diensten ermöglicht und zu wirtschaft-
lichemAufstieg verholfen hat.

DieMenschheit steht auch heute vor
grossen Herausforderungen und Risi-
ken: Klimawandel, bewaffnete Kon-
flikte, potenzielle weitere Pandemien
oder auch künstliche Intelligenz, um
nur einige zu nennen.Während derAn-
teil der Menschen, die in einer Demo-
kratie leben, in der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts rapide anstieg und
rund 60 Prozent erreichte, stagniert die-
serAnteil seit dem Jahr 2000 oder sinkt
sogar leicht. Autokratische Tendenzen
greifen auch in vielen westlichenDemo-
kratien um sich.

Der grosse Irrtum

Diese Herausforderungen verdeut-
lichen, dass es neben vielen Erfolgen
auch immer wieder Rückschläge gibt
und geben wird. Entscheidend ist, wie
wir auf diese Rückschläge reagieren.Ein
Faktor, um richtig reagieren zu können,
ist, richtig zu analysieren, wo wir stehen
und wo wir herkommen. Daher ist es
besorgniserregend, dass sehr viele Men-
schen nicht wissen, wie stark sich die
Lebenssituation derMenschheit verbes-
sert hat. So zeigen Umfragen, dass nur
rund 10 Prozent der Menschen wissen,
dass sich die globaleArmut halbiert hat.
DieMehrheit denkt, die extremeArmut
habe sich verdoppelt.

Solche Fehlinformation führt oft zu
Gefühlen von Hoffnungslosigkeit, Resi-
gnation und Zynismus – und gibt da-
durch extremistischen politischen Kräf-
ten Aufschwung, die propagieren, alle
gegenwärtigen Strukturen über den
Haufen zu werfen. Auch in den USA
herrscht viel Unwissen über die realen
Tendenzen. So glaubenMillionen fälsch-
licherweise, die Wirtschaft habe sich in
den letzten drei Jahren verschlechtert
und die Kriminalität sei gestiegen, wäh-
rend das Gegenteil der Fall ist.

Die Welt ist bei weitem nicht per-
fekt. Die Menschheit steht vor mas-
siven Herausforderungen. Doch die
historisch herausragenden Erfolge in
Armutsbekämpfung, Gesundheit und
Bildung, aber auch in der Bewältigung
früherer Krisen wie des Ozonlochs
oder derAids-Epidemie führen uns vor
Augen, dass Fortschritt nicht nur mög-
lich ist, sondern bereits stattgefunden
hat. Diese Faktenlage zu kennen, kann
uns helfen, den Mut nicht zu verlieren
und uns für weitereVerbesserungen zu
engagieren.

Dina Pomeranz, Wirtschaftsprofessorin an
der Universität Zürich, ist am 26.November zu
Gast und diskutiert mit weiteren Expertinnen
über Armut und Entwicklungshilfe. Welche
Rolle spielt dabei die Entwicklungshilfe, und
kann ihre Wirkung gemessen werden? Tickets
unter: nzz.ch/live

Kindersterblichkeitsrate hat sich seit 1990 halbiert
Geschätzter Anteil derjenigen Neugeborenen, die weltweit vor Erreichen des fünften Lebensjahres
sterben, in Prozent
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QUELLE: UNITED NATIONS INTER-AGENCY GROUP FOR CHILD MORTALITY ESTIMATION (2024) NZZ / sro.

Armutsrate hat seit 1990 um drei Viertel abgenommen
Anteil der weltweit in extremer Armut lebenden Bevölkerung, in Prozent
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Extreme Armut wird definiert als ein Leben unterhalb der internationalen Armutsgrenze
von 2.15 Dollar pro Tag. Die zugrunde liegenden Daten sind inflationsbereinigt und um
Unterschiede bei den Lebenshaltungskosten zwischen den Ländern bereinigt.

QUELLE: WORLD BANK POVERTY AND INEQUALITY PLATFORM (2024) NZZ / sro.

Shop Stilvolle
Aufbewahrung
Ihres Brennholzes.shop@nzz.ch

+41 44 258 13 83

Caesar ist eine formvollendete Holzwiege, die sich sanft um das Holz legt.
Die runde Form, die sanft schwingend ihre Last mit Leichtigkeit balanciert,
ist mit einem Fassungsvolumen von ca. 65 Litern ein würdevoller Reprä-
sentant guter Wohnkultur. Das Fassungsvermögen sichert die Brennstoff-
versorgung für mehrere Abende voller Entspannung. Neben dem Kamin
platziert hat man das Kaminholz praktisch und dekorativ gelagert und
immer in Reichweite. Dieses äusserst funktionelle Kaminlager ist aus
kräftigem, zähem Stahl gefertigt.

Holzlager aus schwarzem Edelstahl, Masse: ca. 30 × 55 × 50 cm (B ×H × L),
Preis: CHF 299.–*/CHF 325.–

* Sonderpreise für Abonnentinnen und Abonnenten

Weitere Artikel

entdec
ken unter:

shop.nz
z.ch

20. November 2024
18.30 Uhr | NZZ-Foyer, Zürich, und online

Personalisierte Medizin:
Neue Chancen in der Therapie?

26. November 2024
18.30 Uhr | NZZ-Foyer, Zürich, und online

Wird die Welt besser,
und wir sehen es nicht?

Veranstaltungsausblick

Eine Übersicht über alle
Veranstaltungen der NZZ finden
Sie unter: nzz.ch/live
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3. Dezember 2024
18.30 Uhr | NZZ-Foyer, Zürich

Frauenpower aus Genf

3. Dezember 2024
19.30 Uhr | Bernhard Theater, Zürich

Die neuen Köche: Hinter den
Kulissen der modernen
Spitzenküche

4. Dezember 2024
18.30 Uhr | Kunsthaus, Zürich

Die Kunst bleibt – aber was hat
sie mit mir zu tun?

27. Januar 2025
18.30 Uhr | NZZ-Foyer, Zürich, und online

Wohlstand der Schweiz:
Was steckt dahinter?


